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Reinhard Thies - Geschäftsführer Wohnbau Gießen GmbH  

 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung zur Stärkung 
von Investitionen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum durch ein 
Wohnrauminvestitionsprogramm (Wohnrauminvestitionsgesetz – WIPG) 

 

Vorbemerkung: 

Der Stellungnahme des VdW südwest vom 3. Mai 2018 wird grundsätzlich 
zugestimmt. Die darin benannten Herausforderungen zur quantitativen Stärkung 
des sozialen Wohnungsbaus werden ausdrücklich geteilt. Die Anforderungen an 
die Förderprogramme insbesondere um Modelle der Zuschussförderung und 
Kombinierbarkeit mit anderen Wohnraumförderprogrammen wird deutlich 
unterstützt. Auch die Möglichkeit zur Mittelbeantragung durch 
kommunalersetzende Maßnahmenträger wird befürwortet – hier bedarf es 
allerdings weiterer insbesondere qualitativer Komponenten in dem WIPG wie 
auch bei den weiteren Programmen zur sozialen Wohnraumförderung. Dazu die 
folgenden Ausführungen: 

 

Aspekte aus Sicht eines regionalen Akteurs im nördlichen Rhein-Main-
Ballungsraum: 

- Sicherung der Sozialen Wohnungsversorgung (nicht Unterkunfts-
versorgung!!) nach spezifischen Bedarfen in allen Städten und Gemeinden 
- nicht nur Fokussierung auf Ballungsräume (insbesondere Südhessen) 
 

- Zentrales Ziel und Schwerpunktsetzung der öffentlichen 
Wohnraumförderung ist die sichere und dauerhafte Versorgung von 
Wohnungsnotfällen und den, vom „freien Markt“ nicht ausreichend 
berücksichtigten Haushalte 
 

- Dauerhaft ausreichenden Bestand an Sozialwohnungen sichern und ein 
„sozial geschütztes Segment“ auch über Bindungsfristen hinaus definieren 
 

- Entwicklung und Förderung Kommunaler Wohnungsversorgungskonzepte 
als verbindliche Bedarfsanalyse und Planungsgrundlage für 
Mittelanmeldung (über WIPG u. Wohnungsbauprogramme) unter 
Einbeziehung der lokalen Wohnungswirtschaft und sozialen Träger 
 

- Wohnungspolitik als präventive soziale Daseinsvorsorge und als Grundlage 
einer integrierten Stadt-/Quartiersentwicklung profilieren  
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- Förderung interkommunaler Wohnungsversorgungsverbünde, die regionale 
Betrachtungen/Bedarfe identifizieren und bündeln. Auf Basis effizienter 
Kooperationsstrukturen und verbindlicher Vereinbarungen mit dem Ziel der 
„Lastenverteilung“ mit dem Vorrang der dauerhaften Wohnungs- vor 
prekärer Unterkunftsversorgung 
 

- Quantitative und qualitative Ziele in kommunalen/regionalen 
Handlungskonzepten definieren und als Fördervereinbarungen zwischen 
Kommunen, lokaler Wohnungswirtschaft und Förderstellen des Landes 
Hessen abschließen 
 

- Stärkung bzw. Wiederherstellung von sozial-/wohnungspolitischer 
Fachkompetenz in den Kommunen (Landkreise/Städte/Gemeinden) ggf. 
Bündelung von Verwaltungsstrukturen durch „Fachstellen zur Sicherung 
Wohnungsversorgung“ 
 

- Auskömmliche Ausstattung und vorrangige öffentliche Förderung 
kommunaler bzw. gemeinwohlorientierter Wohnungsunternehmen, die mit 
dem Auftrag der sozialen Daseinsvorsorge von den Kommunen betraut 
sind/werden 
 

- Bautechnische Standards ohne soziale Folgeschäden sichern und auf 
Tauglichkeit prüfen (städtebaulich/energetisch/mobilitäts-, alten- bzw. 
behindertengerecht, sowie Familien- bzw. Neue-Wohnformen-freundlich) 
 
 

Gießen, den 7. Mai 2018 
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